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Achtzehntes Gesetz 
zur Änderung des Grundgesetzes 
(Artikel 76 und 77) 

Vom 15. November 1968 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen; Artikel 79 
Abs. 2 des Grundgesetzes ist eingehalten: 

Artikel 1 

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land vom 23. Mai 1949 (Bundesgesetzbl. S. 1) wird 
wie folgt geändert: 

1. In Artikel 76 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „drei" 
durch das Wort „sechs" ersetzt und folgender 
Satz 3 angefügt: 

„Die Bundesregierung kann eine Vorlage, die sie 
bei der Zuleitung an den Bundesrat ausnahms¬ 
weise als besonders eilbedürflig bezeichnet hat, 
nach drei Wochen dem Bundestage zuleiten, auch 
wenn die Stellungnahme des Bundesrates noch 
nicht bei ihr eingegangen ist; sie hat die Stel¬ 
lungnahme des Bundesrates unverzüglich nach 
Eingang dem Bundestage nachzureichen." 

2. In Artikel 77 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „zwei" 
durch das Wort „drei" ersetzt. 

3. In Artikel 77 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte 
„einer Woche" durch die Worte „zwei Wochen" 
ersetzt. 

4. Artikel 77 Abs. 3 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Einspruchsfrist beginnt im Falle des Ab¬ 
satzes 2 letzter Satz mit dem Eingänge des vom 
Bundestage erneut gefaßten Beschlusses, in allen 


anderen Fällen mit dem Eingänge der Mitteilung 
des Vorsitzenden des in Absatz 2 vorgesehenen 
Ausschusses, daß das Verfahren vor dem Aus¬ 
schüsse abgeschlossen ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 15. November 1968 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Bundeskanzler 
Kiesinger 

Der Bundesminister des Innern 

B enda 

Der Bundesminister für Angelegenheiten 
des Bundesrates und der Länder 
Carlo Schmid 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Heinemann 
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Siebzehnte Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 
über die Bestimmung von Stoffen und Zubereitungen 
nach § 35 a des Arzneimittelgesetzes 

Vom 8. November 1968 

Auf Grund des § 85 a Abs, 1 Satz 3 und Abs. 3 des Arzneimittelgesetzes 
vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 533), zuletzt geändert durch Ge¬ 
setz vom 13. August 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 964), wird verordnet: 

§ 1 

Die Anlage zu der Verordnung über die Bestimmung von Stoffen und 
Zubereitungen nach § 35 a des Arzneimittelgesetzes vom 16. September 
1965 (Bundesanzeiger Nr. 177 vom 21. September 1965), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 10. September 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1029), 
wird um folgende Stoffe ergänzt: 


Wissenschaftliche 

Bezeichnung 


Kurz- 

bezcichnung 


Ende der Ver¬ 
schreibungspflicht 
nach § 35 a AMG 


155. 2-Acxüoxy-J'-chlor-S^S-dijod- 
bcnzanilid 

156. (2-Carbamoyloxy-propyl)-trime- 
Ibyl-ammoniurn-hydroxid und 
seine Salze 

157. 7-Chlor-2,3-dihydro-l-methyl~5- 
phenyl-l/i-1,4-benzodiazepin 
und seine Salze 

158. 7-Chlor-6,7,8-tridesoxy-6-tra/].s- 
(l-meLhyl-4-propyl-L-pyrrol.idin- 
2~carboxamido)-l-methylthio-D- 
erythro-a-D-galacto-octopyrano- 
sid und seine Salze 

159. 4,4’-Diamino-2,6 f 3',5 , -tetrajod- 
di phenylsul ton 

160. 17«-Hydroxy-l 9-norpregn-4-en- 
3,20-dion, seine Ester und deren 
Salze 


1. Januar 1972 

1. Januar 1972 


1. Januar 1972 


1. Januar 1972 


1. Januar 1972 
1. Januar 1972 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Übeileitungsgesetzes vom 
4 . Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit § 62 des 
Arzneimilteigesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 8, November 1968 


Der B u n d e s m i n i s t e r für Gesundheitswesen 

Käte Strobel 
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Verordnung 

zur Änderung der Allgemeinen Fremdstoff-Verordnung und der Farbstoff-Verordnung 

Vom 12. November 1968 


Auf Grund des § 5 Nr. 4 des Lebensmittelgesetzes 
in der Fassung vom 17. Januar 1936 (Reichsgesetz¬ 
blatt I S. 17), zuletzt geändert durch das Einführungs¬ 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), in Verbin¬ 
dung mit Artikel 129 des Grundgesetzes wird ge¬ 
meinsam mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten und auf Grund des § 5a 
Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 und 3 des Lebensmittel¬ 
gesetzes im Einvernehmen mit den Bundesministern 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten und für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bundesrates verord¬ 
net: 


Artikel 1 

Die Allgemeine Fremdstoff-Verordnung vom 
19. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 742), zuletzt 
geändert durch die Verordnung zur Änderung der 
Allgemeinen Fremdstoff-Verordnung und anderer 
lebensmittelrechtlicher Verordnungen vom 14. März 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 345), wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte „unbeschadet des 
§ 4" durch die Worte „unbeschadet des § 3a“ 
ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 7 wird hinter dem Wort 

„Guarmehl“ der Punkt durch ein Semikolon 

ersetzt und folgende Nummer 8 angefügt: 

„8. Zuckerkulör, auch für nach § 1 Abs. 2 aus¬ 
geschlossene Verwendungszwecke.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 werden hinter dem Wort 
„Walrat“ ein Komma und das Wort „Car- 
naubawachs“ eingefügt. 

bb) In Nummer 3 werden die Worte „Methode 
Tillmanns-Mildner“ durch die Worte 
„Methode W. Sturm und E. Hanssen“ er¬ 
setzt. 

cc) Folgende Nummer 7 wird eingefügt: 

„7. Orthophosphorsäure, Schwefelsäure, 
schweflige Säure, Schwefeldioxid, 
Ammoniak, Ammonium-, Natrium- 
und Kaliumhydroxid, Ammonium-, 
Natrium- und Kaliumkarbonat, Am¬ 
monium-, Natrium- und Kaliumphos¬ 
phat, Ammonium-, Natrium- und 
Kaliumsulfat und Ammonium-, Na¬ 
trium- und Kaliumsulfit für die Her¬ 
stellung von Zuckerkulör;“. 


dd) In Nummer 8 wird folgender Halbsatz 3 
angefügt: 

„Kalziumstearat und Magnesiumstearat 
als Trennmittel für Zwiebel- und Knob¬ 
lauchgranulat bis zu 20 Gramm auf ein 
Kilogramm;“. 

ee) Die Nummer 13 erhält folgende Fassung: 

„13. Bienenwachs, Walrat, Carnauba- 
wachs, Spermöl, Schellack, Sandarak- 
harz, Benzoeharz und Mastix zum 
überziehen von Zuckerwaren und 
Kakaoerzeugnissen;", 

3. Hinter § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 

«§ 3 a 

(1) Distickstoffoxid (Stickoxydul, Lachgas) wird 
zum Aufschäumen von Schlagsahne mit den in 
der Anlage festgesetzten Reinheitsanforderungen, 
auch in Vermischung mit Kohlendioxid, zugelas¬ 
sen. 

(2) Wer mit Distickstoffoxid aufgeschäumte 
Schlagsahne gewerbsmäßig in denVerkehr bringt, 
hat den Gehalt an diesem Stoff durch die Angabe 
,mit Distickstoffoxid', ,mit Stickoxydul' oder ,mit 
Lachgas' kenntlich zu machen. 

(3) Die Kenntlichmachung ist deutlich sichtbar 
und in leicht lesbarer Schrift vorzunehmen 

1. bei Schlagsahne, die in Packungen oder Behält¬ 
nissen in den Verkehr gebracht wird, auf den 
Packungen oder Behältnissen in Verbindung 
mit der Angabe der Art des Inhalts, 

2. bei lose abgegebener Schlagsahne oder bei 
Getränken oder sonstigen Zubereitungen, die 
unter Verwendung von Schlagsahne herge¬ 
stellt und in den Verkehr gebracht werden, 
auf den Speisenkarten oder, soweit Speisen¬ 
karten nicht ausgelegt sind, auf den Preisver¬ 
zeichnissen oder besonderen Schildern, die 
neben der Ware für den Verbraucher deutlich 
sichtbar anzubringen oder aufzustellen sind. 

(4) Inverkehrbringen im Sinne dieser Verord¬ 
nung ist das Anbieten, das Vorrätighalten zum 
Verkauf, das Feilhalten, das Verkaufen und jedes 
sonstige überlassen an andere. Dem gewerbs¬ 
mäßigen Inverkehrbringen steht es gleich, wenn 
die Erzeugnisse für Mitglieder von Genossen¬ 
schaften oder ähnlichen Einrichtungen oder in 
Einrichtungen zur Gemeinschaftsverpflegung ab¬ 
gegeben werden.“ 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden hinter den Worten „Cal¬ 
ciumverbindungen der Essigsäure“ ein Komma 
und die Worte „in § 2 Abs. 1 Nr. 8 aufgeführte 
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Zuckerkulör" sowie hinter den Worten „glei¬ 
ches gilt' 1 die Worte „für Distickstoffoxid- 
Kapseln oder -Patronen sowie" eingefügt. 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

an) In Buchstabe a werden hinter dem Wort 
„E 262 Nalriumdiaeetöt" ein Komma und 
das Wort „Natriumacetal" eingefügt. 

bb) In Buchstabe e werden im letzten Halb- 
satz die Worte „untereinander oder" ge¬ 
strichen. 

cc) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

,,d) ,E 150 Zuckerkulör', ,E 174 Silber' 
oder ,E 175 Gold' sowie die Angabe 
/Lobensmittolfarbstoff' bei den in § 2 
Abs. 1 Nr. 8 und § 2 Abs. 2 Nr. 17 
a uf g ef iih r ten Stoffen;". 

c) In Absatz 2 wird der Punkt hinter Nummer 3 
durch ein Semikolon ersetzt und folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. bei Distickstoffoxid (§ 3a Abs. 1) die Stoff¬ 
bezeichnung sowie die Angabe f zum Ver¬ 
schön men von Sahne’." 

d) In Absatz 3 wenden hinter den Worten „Ver¬ 
bindungen der Essigsäure" ein Komma und 
die Worte „in § 2 Abs. 1 Nr. 8 auf geführte 
Zuckerkulör" eingefügt. 


6. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) In dem Abschnitt über Reinheitsanforderun¬ 
gen für Holzstreumehl wird die Zahl „0,10" 
durch die Zahl „0,40" ersetzt; ferner wird 
folgender Satz eingefügt: „Bei Verwendung 
eines Siebes mit 0,20 Millimeter lichter Ma¬ 
schenweite darf der auf dem Sieb zurück¬ 
bleibende Anteil nicht mehr als 50 % betra¬ 
gen." 

b) Hinter dem Abschnitt über Reinheitsanforde¬ 
rungen an Holzstreumehl werden folgende 
Vorschriften angefügt: 

„Distickstoffoxid (Stickoxydul, Lachgas) 

Reinheit mindestens 94,6 Hundertteile; keine 
Anteile an Monoxid und höheren Oxiden des 
Stickstoffs. 

E 150 Zuckerkulör 

Aus Saccharose oder anderen genußtauglichen 
Zuckerarten durch Erhitzen hergestellte Er¬ 
zeugnisse, deren pH-Wert 1,8 nicht unter¬ 
schreiten darf. Der Gehalt an Schwefeldioxid 
oder Sulfiten, berechnet als Schwefeldioxid 
und bestimmt nach der Methode Monier- 
Williams, darf 0,1 Hundertteile, an Ammoniak¬ 
stickstoff, bestimmt nach der Methode Till- 
mans-Mildner, 0,5 Hundertteile und an Phos¬ 
phaten, berechnet, als PoOs, 0,5 Hundertteile 
nicht übersteigen." 


e) 


Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Wird Zuckerkulör in Einzeimengen mit 
einem Gewicht von mehr als 300 Kilogramm 
abgegeben, genügt abweichend von den Ab¬ 


sätzen 2 und 3 eine 
der Wäreinibgube." 


sch.ri tl 1 iche Erk 1 ärung bei 


5. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig bei der 
Herstellung oder Zubereitung von Lebensmitteln, 
die dazu bestimmt sind, gewerbsmäßig oder in 
einer in § 3 a Abs. 4 Satz 2 bezeichneten Weise 
in den Verkehr gebracht zu werden, 

E fremde Stolle über die in § 2 Abs. 2 Nr. 4, 5, 
8, 9, 1.1 oder 15 bezeichneten Höchstmengen 
hinaus zu.setzt, 

2. entgegen § 2 Abs. 2 Nr. 3 den dort festgesetz¬ 
ten Gehalt an Ammoniumslickstoff überschrei¬ 
tet oder 

3. fremde Stolle unter Verstoß gegen Reinheits¬ 
anforderungen nach § 1 Abs. 1 Satz 2 oder 3 
oder § 3a Abs. 1 zusetzt, 

wird nach § 11 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 bis 5 des 
Lebensmittelgesetzes bestraft. Ebenso wird be¬ 
straft, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 
§ 3a Abs. 2 oder 3 aufgeschäumte Schlagsahne 
oder unter Verwendung von auf geschäumter 
Schlagsahne hergestellte Zubereitungen, die er 
gewerbsmäßig oder in einer in § 3a Abs. 4 Satz 2 
bezeichnoten Weise in den Verkehr bringt, nicht 
oder nicht in der vorgeschriebenen Weise kennt¬ 
lich macht." 


Artikel 2 

Die Farbstoff-Verordnung vom 19. Dezember 1959 
(Bundesgesetzbl. I S. 756), zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Fremd¬ 
stoff-Verordnung und and er e r 1 ebensmi t telr e cht 1 i eher 
Verordnungen vorn 14. März 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 345), wird wie folgt geändert: 

1. Die in Anlage 1 Liste A enthaltenen Angaben 
über den Farbstoff Erythrosin werden wie folgt 
geändert: 

a) In Spalte 2 wird die Nummer „E 127" einge¬ 
fügt; 

b) in Spalte 9 werden die Worte „Nur zum Fär¬ 
ben gekochter ganzer oder halber, auch ent¬ 
steinter, jedoch nicht dragierter oder kandier¬ 
ter Früchte" gestrichen. 

2. Der in Anlage I Liste A aufgeführten Gruppe der 
grünen Farbstoffe wird folgender Farbstoff mit 
den nachstehenden Angaben angefügt: 

a) In Spalte 2 die Nummer „E 142"; 

b) in Spalte 3 die Bezeichnungen: „Brillantsäure¬ 
grün BS (Lisamingrün)", „Brillant-Zuur-Groen 
BS (Lissamine Groen)"; 

c) in Spalte 4 die Bezeichnungen: „Verl Acide 
Brillant BS", „Verde Acido Brillato BS (Verde 
Lissamina)"; 

d) in Spalte 5 die Bezeichnungen: „ Wollgrün BS", 
„Lissamine Green B", „Woolgreen BS"; 

e) in Spalte 6 die Zahl „836", in Spalte 7 die Zahl 
„(737) 44.090", in Spalte 8 die Zahl „86"; 
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1) in Spalte 9 die chemischen Bezeichnungen: 

„Natri u mve r b i ndu n g des Di - (p - d ime thy 1 - ami- 
nop henyl) -2-11 yd r oxy - 3,6- d i su 1 f onaph thofuch- 
sonimonium 

3. In Anlage 5 werden eingelugt: 

a) Nach „E 126" und den dazu gehörenden An¬ 
gaben: 

„E 127 — Erythrosin 

In Wasser unlösliche Bestandteile: nicht mehr 
als 0,2 %>. 

Anorganische Jodverbindungen: nicht mehr 
als 1 000 mg/kg (berechnet als Natriumijodid). 

Nebenfarbstolfe: flicht mehr als 3 °/o. 

Fluoreszein: nicht nachweisbar."; 

b) nach „E 141" und den dazu gehörenden An¬ 
gaben: 

„E 142 — Brillantsäuregrün BS 

In Wasser unlösliche Bestandteile: nicht mehr 
als 0,2 %. 

Nebenfarbstolfe: nicht, mehr als 1 °/o." 


Artikel 3 

Der Bundesminister für Gesundheitswesen wird 
den Wortlaut der Allgemeinen Fremdstoll-Verord¬ 
nung sowie der Farbstoff-Verordnung in der gel¬ 
tenden Fassung bekanntmachen und dabei Unstim¬ 
migkeiten des Wortlautes beseitigen. 


Artikel 4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 14. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 8 des 
Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Lebens¬ 
mittelgesetzes vom 21. Dezember 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 950) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des Arti¬ 
kels 2 Nr. 3 Buchstabe a am Tage nach der Ver¬ 
kündung in Kraft; Artikel 2 Nr. 3 Buchstabe a tritt 
sechs Monate nach der Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 12. November 1968 

D o r ß u n d e s m i n i s t e r für Gesundheitswesen 

K ä t e Strobel 


D e r B u n cl e s m i n i s t e r für Ernähr u n g, 
E a n cl w i r t s c h a f t und Forsten 
II e r m a n n IT ö c h e r 1 
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V. 


Zweite Verordnung 

zur Durchführung des Länderfinanzausgleichs 
im Ausgleichsjahr 1967 

Vom 13. November 1968 


Aul Grund des § 8 des Länderfinanzausgleichs¬ 
gesetzes 1965 vom 7. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1569) in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
15. März 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 281) wird mit 
Zustimmung des Bundesrates verordnet: 


§ 1 

Abrechnung des Finanzausgleichs 
für das Ausgleichs jahr 1967 

(1) Für das Ausgleichsjahr 1967 werden festge¬ 
stellt 


1. als endgültige Ausgleichsbeiträge 


von Baden-Württemberg 
von Bremen 
von Hamburg 
von Hessen 

von Nordrhein-Westfalen 


467 358 OO'O DM, 
4 590 000 DM, 
422 824 000 DM, 

421 331 000 DM, 

422 881 000 DM; 


2. als endgültige Ausgleichszuweisungen 


an Bayern 
an Niedersachsen 
an Rheinland-Pfalz 
an das Saarland 
an Schleswig-Holstein 


122 119 000 DM, 
678 023 000 DM, 
335 608 000 DM, 
231 798 000 DM, 
371 436 000 DM. 


(2) Zum Ausgleich der Unterschiede' zwischen den 
vorläufig gezahlten und den endgültig festgestellten 
Ausgleichsbeiträgen und Ausgleichszuweisungen 
werden nach § 11 des Länderfinanzausgleichsgeset¬ 
zes 1965 mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung 
fällig: 


1. Überweisungen von Zahlungspflichtigen Ländern: 


von Bremen 
von Niedersachsen 
von Rheinland-Pfalz 
von dem Saarland 
von Schleswig-Holstein 


4 590 334,26 DM, 
477 429,18 DM, 
192 914,16 DM, 
202 225,23 DM, 
264 123,60 DM; 


2. Überweisungen an empfangsberechtigte Länder: 


an Baden-Württemberg 
an Bayern 
an Hamburg 
an Hessen 

an Nordrhein-Westfalen 


1 642 251,37 DM, 
118 952,67 DM, 
1 176 070 —DM, 
1 369 762,93 DM, 
1 419 000 — DM. 


§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am siebenten Tag nach 
ihrer Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 13. November 1968 


Der Bundes minister der Finanzen 

Strauß 
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Zweite Verordnung 
zur Neufestsetzung des Zeitpunktes 
für das Außerkrafttreten der Zulassung von Ameisensäure 

als Zusatz zu Lebensmitteln 

Vom 15. November 1968 

Auf Grund des § 5a Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs.2 und 3 
des Lebensmittelgesetzes in der Fassung vom 17. Ja¬ 
nuar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 17), zuletzt geändert 
durch das Einfübrungsgeselz zum Gesetz über Ord¬ 
nungswidrigkeiten vom 24, Mai 1968 (Bundesgesetz¬ 
blatt 1 S. 503), wird im Einvernehmen mit den Bun¬ 
desministern für Ernährung, Landwirtschaft und For¬ 
sten und für Wirtschaft mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates verordnet: 


Artikel 1 

Die Verordnung zur Neufestsetzung des Zeitpunk¬ 
tes für das Außerkrafttreten der Zulassung von 
Ameisensäure als Zusatz zu Lebensmitteln vom 
25. April 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 339) wird wie 
folgt geändert: 

In Artikel 1 wird das Datum „1. November 1968" 
ersetzt durch das Datum „1. Januar 1970'L 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 8 des Geset¬ 
zes zur Änderung und Ergänzung des Lebensmittel¬ 
gesetzes vom 21. Dezember 1958 (Bundesgesetzbl. I 
S. 950) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. November 1968 in 
Kraft. 


Bonn, den 15. November 1968 


Der Bundesminister für Gesundheitswesen 

In Vertretung 
von Manger-Koenig 
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